
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

PROSPEKT MIT INTEGRIERTEM 
FONDSVERTRAG 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

  
  
 
 

A N L A G E F O N D S  S C H W E I Z E R I S C H E N  R E C H T S  
A R T :  I M M O B I L I E N F O N D S  

 
 
 
  

  

GOOD BUILDINGS        
 
S w i s s  R e a l  E s t a t e  F u n d  



 
 

Seite 2 von 17 

Teil 1: Prospekt 
 
Dieser Prospekt mit integriertem Fondsvertrag, das 
Basisinformationsblatt und der letzte Jahres- bzw. 
Halbjahresbericht (falls nach dem letzten Jahresbe-
richt veröffentlicht) sind Grundlage für alle Zeichnun-
gen von Anteilen des Immobilienfonds. 
 
Gültigkeit haben nur Informationen, die im Prospekt, 
im Basisinformationsblatt oder im Fondsvertrag ent-
halten sind. 
 
 

1. INFORMATIONEN ÜBER DEN IMMOBILIENFONDS 
 

1.1 Allgemeine Angaben zum Immobilienfonds 
 
Der Good Buildings Swiss Real Estate Fund ist ein 
Anlagefonds schweizerischen Rechts der Art "Immobi-
lienfonds" gemäss Bundesgesetz über die kollektiven 
Kapitalanlagen vom 23. Juni 2006. Der Fondsvertrag 
wurde von der BERNINVEST AG als Fondsleitung 
aufgestellt und mit Zustimmung der Bank J. Safra Sa-
rasin AG als Depotbank der Eidgenössische Finanz-
markaufsicht FINMA unterbreitet und von dieser erst-
mals am 11. Juli 2011 genehmigt. 
 
Der Immobilienfonds basiert auf einem Kollektivanla-
gevertrag (Fondsvertrag), in dem sich die Fondslei-
tung verpflichtet, den Anleger1 nach Massgabe der 
von ihm erworbenen Fondsanteile am Immobilien-
fonds zu beteiligen und diesen gemäss den Bestim-
mungen von Gesetz und Fondsvertrag selbständig 
und im eigenen Namen zu verwalten. Die Depotbank 
nimmt nach Massgabe der ihr durch Gesetz und 
Fondsvertrag übertragenen Aufgaben am Fondsver-
trag teil. 
 
Der Immobilienfonds ist nicht in Anteilsklassen unter-
teilt. 
 
1.2 Anlageziel und Anlagepolitik des Immobili-

enfonds 
 
1.2.1 Anlageziel 
Das Anlageziel des Good Buildings Swiss Real Estate 
Fund besteht in dem langfristigen Aufbau eines Port-
folios von nachhaltigen Wohn- und Geschäftsimmobi-
lien. Mit einer aktiven Neubautätigkeit sowie durch die 
Instandsetzung bestehender Liegenschaften soll das 
Portfolio der sich ändernde Nachfrage im Immobilien-
sektor gerecht werden. 
 
1.2.2 Anlagepolitik 
Dieser Immobilienfonds investiert in erster Linie in Im-
mobilienwerte und Immobilienprojekte in der ganzen 
Schweiz inklusiv Zugehör und andere gemäss Fonds-
vertrag zulässige Anlagen. Miteigentum ist als Immo-
bilienwert zulässig, sofern die Fondsleitung einen 

 
1 Aus Gründen der einfacheren Lesbarkeit wird auf die geschlechts-

spezifische Differenzierung, z.B. Anlegerinnen und Anleger, verzichtet. 
Entsprechende Begriffe gelten grundsätzlich für beide Geschlechter. 

beherrschenden Einfluss ausüben kann. Die Grund-
stücke werden im Grundbuch auf den Namen der 
Fondsleitung eingetragen, unter Anmerkung der Zu-
gehörigkeit zum Immobilienfonds. Der Good Buil-
dings Swiss Real Estate Fund hält Immobilien in di-
rektem Grundbesitz. 
 
Zudem wird angestrebt, einen nachhaltigen und an-
gemessenen Ertrag auszuschütten. 
 
1.2.3 Die wesentlichen Risiken 
Die wesentlichen Risiken des Immobilienfonds kön-
nen wie folgt erläutert werden: 
- Veränderungen der Kapitalmarkt- und Hypothe-

karzinsen. 
- Veränderung des Angebots und der Nachfrage 

nach Immobilienobjekte. 
- Erstellen von Bauten: Mit dem Erstellen von 

Bauten, insbesondere bei Grossprojekten, sind 
alle inhärenten Risiken (Qualitäts-. Kosten- und 
Terminrisiken) einer Bauplanung und Bauaus-
führung verbunden. Zudem können die Investiti-
onen bis zur Fertigstellung erhebliche Mittel über 
einen längeren Zeitraum erfordern und es kann 
längere Zeit dauern, bis diese Bauten einen Er-
trag abwerfen.  

- Umweltrisiken: Die Fondsleitung prüft die Immo-
bilien und Projekte beim Erwerb auf umweltrele-
vante Risiken. Die Möglichkeit von unbekannten, 
erst nach dem Kauf zu Tage tretenden Altlasten 
kann aber nicht ausgeschlossen werden. 

- Veränderungen des schweizerischen Immobili-
enmarkts: Zyklische Schwankungen von Ange-
bot und Nachfrage können sowohl auf dem Mie-
ter- als auch auf dem Eigentümermarkt auftre-
ten. Diese Schwankungen müssen nicht notwen-
digerweise mit der allgemeinen konjunkturellen 
Entwicklung einhergehen. Überangebote können 
zu einer Reduktion der Mieterträge und der Im-
mobilienpreise, eine Verknappung des Angebots 
dagegen zu deren Erhöhung führen. Zudem ist 
nicht auszuschliessen, dass die Wertentwicklung 
von Immobilien je nach ihrem Standort sehr un-
terschiedlich ausfällt. 

- Bewertung der Immobilien: Die Bewertung von 
Immobilien ist von zahlreichen Faktoren abhän-
gig (wie z.B. Mietzinsentwicklung, Bonitätsrisi-
ken der Mieter, Leerstandrisiken) und unterliegt 
nicht zuletzt einer gewissen subjektiven Ein-
schätzung dieser Faktoren. Die vom Fonds per 
jeweiligen Stichtag festgelegten und von den un-
abhängigen Schätzungsexperten geprüften 
Werte der Liegenschaften können deshalb von 
dem bei einem Verkauf der Liegenschaft zu er-
zielenden Preis abweichen. Der Verkaufspreis 
richtet sich jeweils nach Angebot und Nachfrage 
zum Zeitpunkt des Verkaufs. 

- Änderung von Gesetzen und Vorschriften und 
ungenügender Liquidität im schweizerischen Im-
mobilienmarkt. 
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- Die Fondsleitung stellt ein angemessenes Liquidi-
tätsmanagement sicher. Gemäss den geltenden 
Bestimmungen des Fondsvertrages kann der An-
leger seinen Anteil jeweils auf das Ende eines 
Rechnungsjahres, unter Einhaltung einer Kündi-
gungsfrist von 12 Monaten, kündigen. Entspre-
chend identifiziert, überwacht und rapportiert die 
Fondsleitung die Liquiditätsrisiken der Vermögens-
werte des Good Buildings Swiss Real Estate Fund 
im Hinblick auf die Rücknahme von Anteilen res-
pektive dem Nettovermögensabfluss. Reichen die 
bestehenden liquiden Mittel für die Bedienung der 
Rücknahmen unter Einhaltung einer Kündigungs-
frist von 12 Monaten auf das Ende eines Rech-
nungsjahres nicht aus, so besteht die Möglichkeit 
kurzfristiger Kreditaufnahmen, oder der Veräusse-
rung mit entsprechenden Konzessionen beim 
Transaktionspreis, wodurch die Anlagerendite und 
die Diversifikation des Fonds negativ beeinflusst 
werden können. Im Interesse der Gesamtheit der 
Anleger kann die Fondsleitung die Rücknahme vo-
rübergehend und ausnahmsweise aufschieben. 
Die verwendeten Instrumente und Modelle erlau-
ben die Analyse verschiedener Szenarien sowie 
Stresstests. 

 
Dazu ist zu beachten, dass die bisherige Kursentwick-
lung keine Garantie für die zukünftige Wertverände-
rung ist. 
 
1.2.4 Der Einsatz von Derivaten 
Die Fondsleitung setzt keine Derivate ein. 
 
1.3 Profil des typischen Anlegers 

 
Die Anteile des Good Buildings Swiss Real Estate 
Fund sind eine mittel- bis langfristige Kapitalanlage, 
welche für alle Anleger als Beimischung zu den beste-
henden Finanzanlagen bzw. als Alternative zur Direkt-
anlage in Immobilien offen steht. Der Wert des Fonds 
richtet sich nach dem jeweiligen Marktwert der Anla-
gen. Änderungen der Immobilienwerte, Schwankun-
gen der Zinssätze, deren Auswirkungen auf die Ent-
wicklung der Mietzinseinnahmen sowie andere markt-
spezifische und gesetzliche Faktoren können den 
Wert der Fondsanteile beeinflussen. Eine mittlere Risi-
kofähigkeit und die Bereitschaft die Anteile mittelfristig 
zu halten, bilden das ideale Anlegerprofil. 
 
1.4 Für den Immobilienfonds relevante Steuer-

vorschriften 
 

Der Immobilienfonds besitzt in der Schweiz keine 
Rechtspersönlichkeit. Er unterliegt grundsätzlich we-
der einer Ertrags- noch einer Kapitalsteuer. Eine Aus-
nahme bilden Immobilienfonds mit direktem Grundbe-
sitz. Die Erträge aus direktem Grundbesitz unterliegen 
gemäss dem Bundesgesetz über die direkte Bundes-
steuer der Besteuerung beim Fonds selbst und sind 
dafür beim Anteilinhaber steuerfrei.  Kapitalgewinne 
aus direktem Grundbesitz sind ebenfalls nur beim Im-
mobilienfonds steuerbar.  
 

Die im Immobilienfonds auf inländischen Erträgen 
abgezogene eidgenössische Verrechnungssteuer 
kann von der Fondsleitung für den Immobilienfonds 
vollumfänglich zurückgefordert werden. 
 
Die Ertragsausschüttungen des Immobilienfonds 
(an in der Schweiz und im Ausland domizilierte An-
leger) unterliegen der eidgenössischen Verrech-
nungssteuer (Quellensteuer) von 35%. Die je mit 
separatem Coupon ausgeschütteten Erträge und 
Kapitalgewinne aus direktem Grundbesitz und Kapi-
talgewinne aus der Veräusserung von Beteiligungen 
und übrigen Vermögenswerten unterliegen keiner 
Verrechnungssteuer. 
 
In der Schweiz domizilierte Anleger können die in 
Abzug gebrachte Verrechnungssteuer durch Dekla-
ration in der Steuererklärung resp. durch separaten 
Verrechnungssteuerantrag zurückfordern. 
Im Ausland domizilierte Anleger können die Ver-
rechnungssteuer nach dem allfällig zwischen der 
Schweiz und ihrem Domizilland bestehenden Dop-
pelbesteuerungsabkommen zurückfordern. Bei feh-
lendem Abkommen besteht keine Rückforderungs-
möglichkeit. 
 
Die steuerlichen Ausführungen gehen von der der-
zeit bekannten Rechtslage und Praxis aus. Ände-
rungen der Gesetzgebung, Rechtsprechung bzw. 
Erlasse und Praxis der Steuerbehörden bleiben 
ausdrücklich vorbehalten. 
 
Die Besteuerung und die übrigen steuerlichen Aus-
wirkungen für den Anleger beim Halten bzw. Kaufen 
oder Verkaufen von Fondsanteilen richten sich nach 
den steuergesetzlichen Vorschriften im Domizilland 
des Anlegers. Für diesbezügliche Auskünfte wen-
den sich Anleger an ihren Steuerberater. 
 
Der Immobilienfonds hat folgenden Steuerstatus: 
Internationaler automatischer Informationsaus-
tausch in Steuersachen (automatischer Informati-
onsaustausch). Dieser Immobilienfonds qualifiziert 
für die Zwecke des automatischen Informationsaus-
tausches im Sinne des gemeinsamen Melde- und 
Sorgfaltsstandard der Organisation für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) für 
Informationen über Finanzkonten (GMS) als nicht 
meldendes Finanzinstitut. 
 
FATCA: 
Der Immobilienfonds ist bei den US-Steuerbehörden 
als Certain Collective Investment Vehicles im Sinne 
der Sections 1471 – 1474 des U. S. Internal Reve-
nue Code (Foreign Account Tax Compliance Act, 
einschliesslich diesbezüglicher Erlasse, „FATCA“) 
angemeldet. 
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2. INFORMATIONEN ÜBER DIE FONDSLEITUNG 
 
2.1 Allgemeine Angaben zur Fondsleitung 

 
Für die Fondsleitung ist die BERNINVEST AG verant-
wortlich. Seit der Gründung im Jahre 1962 als Aktien-
gesellschaft ist die Fondsleitung mit Sitz in Bern im 
Fondsgeschäft tätig. 
 
Die Höhe des gezeichneten Aktienkapitals der Fonds-
leitung beträgt am 31. Dezember 2023 CHF 1 Mio. 
Das Aktienkapital ist in Namenaktien eingeteilt und zu 
100 % einbezahlt.  
 
Die Beteiligungsverhältnisse an der Fondsleitung ge-
stalten sich wie folgt:  
 
Die BERNINVEST AG ist eine 100%ige Tochtergesell-
schaft der Vaudoise Asset Management AG, welche 
wiederum von der Vaudoise Versicherungen Holding 
AG zu 100% gehalten wird. 
 
Mehrheitsaktionär der Vaudoise Versicherungen Hol-
ding AG ist die Mutuelle Vaudoise Genossenschaft mit 
67.6 % vom Kapital und 91.2 % der Stimmrechte.  
 
Der Verwaltungsrat setzt sich wie folgt zusammen: 

• Reto Kuhn, Präsident 
Mitglied der Geschäftsleitung der Vaudoise Ver-
sicherungen Holding AG (Chief Investment 
Officer) 

• Stefan Schürmann, Vizepräsident 
Head of Corporate Development an M&A bei der 
Vaudoise Versicherungen Holding AG 

• Bertrand de Sénépart, Mitglied 
Unabhängiges Mitglied 

 
Die Geschäftsleitung setzt sich wie folgt zusammen: 

• Nunzio Lo Chiatto, Chief Executive Officer; keine 
relevanten Tätigkeiten ausserhalb der Fondslei-
tung 

• Dejan Dukov, Chief Financial Officer; keine rele-
vanten Tätigkeiten ausserhalb der Fondsleitung 

 
Die Fondsleitung verwaltet in der Schweiz per  
31. Dezember 2023 zwei Immobilienfonds als kollek-
tive Kapitalanlagen, wobei sich die Summe der ver-
walteten Vermögen auf CHF 2’030 Mio. belief. 
 
2.2 Delegation weiterer Teilaufgaben 

 
Im Zusammenhang mit der Immobilienbewirtschaftung 
stehende Aufgaben (Mietermanagement, Instandhal-
tung, Führen der Immobilienbuchhaltung) und bauli-
che Tätigkeiten (Bauten, Umbauten, Renovierungen, 
Umnutzungen etc.) werden teilweise an externe 
Dienstleister übertragen. Die genaue Ausführung der 
Aufträge an die externen Dienstleister ist in den jewei-
ligen Mandatsverträgen geregelt.  
Mit folgenden Dienstleistern wurde ein Mandatsver-
trag abgeschlossen: 

- Adimmo AG, Basel 
- Cogestim SA, Lausanne 

- Consenta Bewirtschaftungen AG, Gerlafin-
gen 

- Goldinger Immobilien AG, St. Gallen  
- H&B Real Estate AG, Zürich 
- Niederer AG, Ostermundigen 
- Redinvest Immobilien AG, Sursee 

 
Die externen Dienstleister zeichnen sich durch ihre 
langjährige Erfahrung aus.  
 
2.3 Ausübung von Mitgliedschafts- und Gläu-

bigerrechten 
 
Die Fondsleitung übt die mit den Anlagen der ver-
walteten Fonds verbundenen Mitgliedschafts- und 
Gläubigerrechte unabhängig und ausschliesslich im 
Interesse der Anleger aus. Die Anleger erhalten auf 
Wunsch bei der Fondsleitung Auskunft über die 
Ausübung der Mitgliedschafts- und Gläubigerrechte. 
 
Bei anstehenden Routinegeschäften ist es der 
Fondsleitung freigestellt, die Mitgliedschafts- und 
Gläubigerrechte selber auszuüben oder die Aus-
übung an die Depotbank oder Dritte zu übertragen, 
sowie auf die Ausübung der Mitgliedschafts- und 
Gläubigerrechte zu verzichten. 
 
Bei allen sonstigen Traktanden, welche die Interes-
sen der Anleger nachhaltig tangieren könnten, wie 
namentlich bei der Ausübung von Mitgliedschafts- 
und Gläubigerrechten, welche der Fondsleitung als 
Aktionärin oder Gläubigerin der Depotbank oder 
sonstiger ihr nahestehender juristischer Personen 
zustehen, übt die Fondsleitung das Stimmrecht sel-
ber aus oder erteilt ausdrückliche Weisungen. Sie 
darf sich dabei auf Informationen abstützen, die sie 
von der Depotbank, dem Vermögensverwalter, der 
Gesellschaft oder von Stimmrechtsberatern und 
weiteren Dritten erhält oder aus der Presse erfährt. 
 
 

3. INFORMATIONEN ÜBER DIE DEPOTBANK 
 
Die Depotbank ist die Bank J. Safra Sarasin AG, 
Basel (nachfolgend «Bank J. Safra Sarasin»). Sie 
ist eine Schweizer Privatbank mit Standorten in Eu-
ropa, Asien, dem Mittleren Osten und Lateiname-
rika. Ihre Hauptaktivitäten umfassen die Anlagebe-
ratung, die Vermögensverwaltung für private und in-
stitutionelle Kunden, die Depotführung, die Gewäh-
rung von Krediten, die Ausführung von Wertschrif-
tentransaktionen sowie das Anlagefondsgeschäft. 
Anlagestiftungen, Corporate Finance und Market 
Making ergänzen das Dienstleistungsangebot. 
  
Die Depotbank kann Dritt- und Zentralverwahrer im 
In- und Ausland mit der Aufbewahrung des Fonds-
vermögens beauftragen, soweit dies im Interesse ei-
ner sachgerechten Verwahrung liegt. Damit gehen 
folgende Risiken einher: Für Finanzinstrumente darf 
die Übertragung nur an beaufsichtigte Dritt- oder 
Zentralverwahrer erfolgen. Davon ausgenommen ist 
die zwingende Verwahrung an einem Ort, an dem 
die Übertragung an beaufsichtigte Dritt- oder 
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Zentralverwahrer nicht möglich ist, wie insbesondere 
aufgrund zwingender Rechtsvorschriften oder der Mo-
dalitäten des Anlageprodukts. Die Dritt- und Zentral-
verwahrung bringt es mit sich, dass die Fondsleitung 
an den hinterlegten Wertpapieren nicht mehr das Al-
lein-, sondern nur noch das Miteigentum hat. Sind die 
Dritt- und Zentralverwahrer überdies nicht beaufsich-
tigt, so dürften sie organisatorisch nicht den Anforde-
rungen genügen, welche an Schweizer Banken ge-
stellt werden. Bei einer Drittverwahrung im Ausland 
sind zudem die Rechtsvorschriften und Usanzen des 
jeweiligen Verwahrungsortes anwendbar. 
Die Depotbank haftet für den durch den Beauftragten 
verursachten Schaden, sofern sie nicht nachweisen 
kann, dass sie bei der Auswahl, Instruktion und Über-
wachung die nach den Umständen gebotene Sorgfalt 
angewendet hat. 
  
Die Depotbank ist bei den US-Steuerbehörden als 
„Participating Foreign Financial Institution“ (PFFI) im 
Sinne der Sections 1471 – 1474 des U.S. Internal Re-
venue Code (Foreign Account Tax Compliance Act, 
einschliesslich diesbezüglicher Erlasse, „FAT-CA“) an-
gemeldet (GIIN: IPRKWG.00000.LE.756). 
 
 

4. INFORMATIONEN ÜBER DRITTE 
 
4.1 Zahlstellen 
 
Zahlstelle ist: Bank J. Safra Sarasin AG, Elisabe-
thenstrasse 62, 4051 Basel.  
 
4.2 Vertreiber 
 
Die Fondsleitung behält sich vor, inskünftig Vertreiber 
zu ernennen.  
 
4.3 Prüfgesellschaft 
 
Als Prüfgesellschaft amtet die Ernst & Young AG, 
Schanzenstrasse 4A, 3001 Bern 
 
4.4 Schätzungsexperten 
 
Die Fondsleitung hat mit Genehmigung der Aufsichts-
behörde folgenden unabhängigen Schätzungsexper-
ten beauftragt: 

• Thomas Graf, eidg. Dipl. Immobilien-Treuhänder 

• Thomas Welti, MAS UZH in Real Estate 

• Mathias Rychener, Architekt FH / Immobilienbe-
werter CAS FH 

 
Die Schätzungsexperten zeichnen sich aus durch ihre 
langjährige Erfahrung in der Bewertung von Immobi-
lien und verfügt über umfassende Marktkenntnisse. 
Die genaue Ausführung des Auftrages regelt ein zwi-
schen der Fondsleitung BERNINVEST AG und den 
Schätzungsexperten abgeschlossener Auftrag. 
 
 
 
 
 

5. WEITERE INFORMATIONEN 
 
5.1 Nützliche Hinweise 
 
Valorennummer / Ticker 14290200 / GOOD 
ISIN CH0142902003 
Kotierung Im Segment «Kollektive 

Kapitalanlagen» der SIX 
Swiss Exchange 

Rechnungsjahr 1. Januar bis  
31. Dezember 

Rechnungseinheit Schweizer Franken 
Anteile Die Anteile werden nur 

buchmässig geführt.  
Verwendung Ausschüttung der Er-

träge 
der Erträge  innerhalb von vier Mona-

ten nach Abschluss des 
Rechnungsjahres 

 
5.2 Bedingungen für die Ausgabe und Rück-

nahme von Fondsanteilen sowie Handel 
 
Die Ausgabe von Anteilen ist jederzeit möglich. Sie 
darf nur tranchenweise erfolgen. Die Fondsleitung 
bestimmt die Anzahl der neu auszugebenden An-
teile, das Bezugsverhältnis für die bisherigen Anle-
ger, die Emissionsmethode für das Bezugsrecht und 
die übrigen Bedingungen in einem separaten Emis-
sionsprospekt.  
 
Der Anleger kann seinen Anteil jeweils auf das 
Ende eines Rechnungsjahres, unter Einhaltung ei-
ner Kündigungsfrist von 12 Monaten kündigen. Die 
Fondsleitung kann unter bestimmten Bedingungen 
die während eines Rechnungsjahres gekündigten 
Anteile vorzeitig zurückzahlen (vgl. § 17 Ziff. 2 
Fondsvertrag). Falls der Anleger die vorzeitige 
Rückzahlung wünscht, so hat er dies bei der Kündi-
gung schriftlich zu verlangen. Die ordentliche wie 
auch die vorzeitige Rückzahlung erfolgt innerhalb 
von zwei Monaten nach Abschluss des Rechnungs-
jahres (vgl. § 5 Ziff. 5 Fondsvertrag). 
 
Der Nettoinventarwert des Immobilienfonds wird 
zum Verkehrswert auf Ende des Rechnungsjahres 
und bei jeder Ausgabe von Anteilen berechnet.  
 
Der Nettoinventarwert eines Anteils ergibt sich aus 
dem Verkehrswert des Fondsvermögens, vermin-
dert um allfällige Verbindlichkeiten des Immobilien-
fonds sowie um die bei einer allfälligen Liquidation 
des Immobilienfonds wahrscheinlich anfallenden 
Steuern, dividiert durch die Anzahl der im Umlauf 
befindlichen Anteile. Er wird auf einen Rappen ge-
rundet. 
Der Ausgabepreis ergibt sich aus dem im Hinblick 
auf die Ausgabe berechneter Nettoinventarwert, zu-
züglich der Ausgabekommission. Die Höhe der Aus-
gabekommission ist aus der nachfolgenden Ziff. 5.3 
ersichtlich. 
 
Der Rücknahmepreis ergibt sich aus dem im Hin-
blick auf die Rückgabe berechneter 
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Nettoinventarwert, abzüglich der Rücknahmekommis-
sion. Die Höhe der Rücknahmekommission ist aus der 
nachfolgenden Ziff. 5.3 ersichtlich. 
 
Die Nebenkosten für den An- und Verkauf der Anla-
gen (Handänderungssteuern, Notariatskosten, Gebüh-
ren, marktkonforme Courtagen, Abgaben usw.), die 
dem Immobilienfonds aus der Anlage des einbezahl-
ten Betrages bzw. aus dem Verkauf eines dem gekün-
digten Anteil entsprechenden Teils der Anlagen er-
wachsen, werden dem Fondsvermögen belastet. 
 
Ausgabe- und Rücknahmepreis werden auf einen 
Schweizer Franken gerundet. 
 
Die Anteile werden nicht verbrieft, sondern buchmäs-
sig geführt. Der Anleger ist nicht berechtigt, die Aus-
händigung eines Anteilscheines zu verlangen. 
 
Die Fondsleitung stellt einen regelmässigen börsli-
chen Handel der Immobilienfondsanteile über die 
Bank J. Safra Sarasin AG, Basel, sicher. 
 
Die Fondsleitung veröffentlicht den Verkehrswert des 
Fondsvermögens und den sich daraus ergebenden In-
ventarwert der Fondsanteile gleichzeitig mit der Be-
kanntgabe an die mit dem regelmässigen börslichen 
Handel der Anteile betraute Bank oder den damit be-
trauten Effektenhändler im Publikationsorgan. 
 
5.3 Vergütungen und Nebenkosten 
 
Vergütungen und Nebenkosten zulasten der Anleger 
(Auszug aus § 18 des Fondsvertrags) 
 
Ausgabekommission zugunsten der  
Fondsleitung höchstens 4,0% 
 
Rücknahmekommission zugunsten der  
Fondsleitung höchstens 4,0% 
 
 
Vergütungen und Nebenkosten zulasten des Fonds-
vermögens (Auszug aus § 19 des Fondsvertrags) 
 
Pauschale Verwaltungskommission der Fondsleitung  
(des Gesamtfondsvermögens) max. 0.80% p.a.  
 
Die Kommission wird verwendet für die Leitung des 
Fonds und der Immobiliengesellschaften, die Vermö-
gensverwaltung, gegebenenfalls für die Vertriebstätig-
keit für den Fonds, alle Aufgaben der Depotbank, wie 
die Aufbewahrung des Fondsvermögens, die Besor-
gung des Zahlungsverkehrs und die sonstigen in § 4 
des Fondsvertrags aufgeführten Angaben. 
 
Zusätzlich können dem Fondsvermögen die weiteren 
in § 19 des Fondsvertrags aufgeführten Vergütungen 
und Nebenkosten in Rechnung gestellt werden. Die 
effektiv angewandten Sätze sind jeweils aus dem Jah-
res- und Halbjahresbericht ersichtlich. 
 
 
 

Total Expense Ratio 
 
Der Koeffizient der gesamten, laufend dem Fonds-
vermögen belasteten Kosten (Total Expense Ratio, 
TER) betrug: 
 
 TERREF GAV TERREF MV 
2021 0.79% 0.86% 
2022 0.78% 0.93% 
2023 0.78% 0.98% 
Diese Kennzahl erlaubt dem Anleger den direkten 
Vergleich mit anderen Immobilienfonds. 
 
Gebührenteilungsvereinbarungen und geldwerte 
Vorteile (“soft commissions“) 
 
Die Fondsleitung hat keine Gebührenteilungsverein-
barung abgeschlossen. Die Fondsleitung hat keine 
Vereinbarungen bezüglich so genannten “soft com-
missions“ abgeschlossen. 
 
5.4 Publikationen des Immobilienfonds 
 
Weitere Informationen über den Immobilienfonds 
sind im letzten Jahres- bzw. Halbjahresbericht ent-
halten. Zudem können aktuelle Informationen im In-
ternet unter swissfunddata.ch und berninvest.ch ab-
gerufen werden. 
Der Prospekt mit integriertem Fondsvertrag, das Ba-
sisinformationsblatt und die Jahres- bzw. Halbjah-
resberichte können bei der Fondsleitung, der Depot-
bank und allen Vertriebsträgern kostenlos bezogen 
werden. 
Bei einer Fondsvertragsänderung, einem Wechsel 
der Fondsleitung oder der Depotbank sowie der 
Auflösung des Immobilienfonds erfolgt die Veröf-
fentlichung durch die Fondsleitung auf der  elektro-
nischen Plattform der Swiss Fund Data AG 
(www.swissfunddata.ch). 
Preisveröffentlichungen (Börsenkurse) erfolgen täg-
lich auf www.swissfunddata.ch. Veröffentlichungen 
des Nettoinventarwertes erfolgen für jeden Tag, an 
welchem Ausgaben und Rücknahmen von 
Fondsanteilen getätigt werden. 
 
5.5 Versicherungen der Immobilien 
 
Die sich im Eigentum dieses Immobilienfonds be-
findlichen Immobilien sind grundsätzlich gegen 
Feuer- und Wasserschäden sowie Schäden infolge 
haftpflichtrechtlich relevanter Ursachen versichert. 
Mietertragsausfälle als Folgekosten von Feuer- und 
Wasserschäden sind in diesem Versicherungs-
schutz eingeschlossen. Nicht versichert sind jedoch 
Erdbebenschäden und deren Folgen. 
 
5.6 Verkaufsrestriktionen 
 
Bei der Ausgabe und Rücknahme von Anteilen die-
ses Immobilienfonds im Ausland kommen die dort 
geltenden Bestimmungen zur Anwendung. 
 
a) Für folgende Länder liegt eine Bewilligung für 

die Vertriebstätigkeit vor: Schweiz 
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b) Anteile dieses Immobilienfonds dürfen innerhalb 

der USA weder angeboten, verkauft noch ausge-
liefert werden. 
 

Die Fondsleitung und die Depotbank können gegen-
über natürlichen oder juristischen Personen in be-
stimmten Ländern und Gebieten den Verkauf, die Ver-
mittlung oder Übertragung von Anteilen untersagen 
oder beschränken. 
 
5.7 Ausführliche Bestimmungen 
 
Alle weiteren Angaben zum Immobilienfonds wie zum 
Beispiel die Bewertung des Fondsvermögens, die Auf-
führung sämtlicher dem Anleger und dem Immobilien-
fonds belasteten Vergütungen und Nebenkosten so-
wie die Verwendung des Erfolges gehen im Detail aus 
dem Fondsvertrag hervor. 
 
Bern / Basel, 19. August 2024 
 
Die Fondsleitung 
BERNINVEST AG 
 
Die Depotbank 
Bank J. Safra Sarasin AG 
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Teil 2: Fondsvertrag 
 

I. GRUNDLAGEN 
 
§ 1 Bezeichnung; Firma und Sitz von  

Fondsleitung und Depotbank 
 
1. Unter der Bezeichnung Good Buildings Swiss 
Real Estate Fund besteht ein vertraglicher Anlage-
fonds der Art Immobilienfonds (der "Immobilienfonds") 
im Sinne von Art. 25 ff. i.V.m. Art. 58 ff. des Bundes-
gesetzes über die kollektiven Kapitalanlagen vom 23. 
Juni 2006 (KAG). 
 
2. Fondsleitung ist die BERNINVEST AG, Bern. 
 
3. Depotbank ist die Bank J. Safra Sarasin AG, Ba-
sel. 
 

II. RECHTE UND PFLICHTEN DER  
VERTRAGSPARTEIEN 

 
§ 2 Der Fondsvertrag 
 
Die Rechtsbeziehungen zwischen Anlegern einerseits 
und Fondsleitung sowie Depotbank andererseits wer-
den durch den vorliegenden Fondsvertrag und die ein-
schlägigen Bestimmungen der Kollektivanlagenge-
setzgebung geordnet. 
 
§ 3 Die Fondsleitung 
 
1. Die Fondsleitung verwaltet den Immobilienfonds 
für Rechnung der Anleger selbständig und in eigenem 
Namen. Sie entscheidet insbesondere über die Aus-
gabe von Anteilen, die Anlagen und deren Bewertung. 
Sie berechnet den Nettoinventarwert und setzt Aus-
gabe- und Rücknahmepreise sowie Gewinnausschüt-
tungen fest. Sie macht alle zum Immobilienfonds ge-
hörenden Rechte geltend. 
 
2. Die Fondsleitung und ihre Beauftragten unterlie-
gen der Treue-, Sorgfalts- und Informationspflicht. Sie 
handeln unabhängig und wahren ausschliesslich die 
Interessen der Anleger. Sie treffen die organisatori-
schen Massnahmen, die für eine einwandfreie Ge-
schäftsführung erforderlich sind.  Sie legen Rechen-
schaft ab über die von ihnen verwalteten kollektiven 
Kapitalanlagen und informieren über sämtliche den 
Anlegern direkt oder indirekt belasteten Gebühren und 
Kosten sowie über von Dritten zugeflossene Entschä-
digungen, insbesondere Provisionen, Rabatte oder 
sonstige vermögenswerte Vorteile. 
 
3. Die Fondsleitung darf Anlageentscheide sowie 
Teilaufgaben Dritten übertragen, soweit dies im Inte-
resse einer sachgerechten Verwaltung liegt.  Sie be-
auftragt ausschliesslich Personen, die über die für 
diese Tätigkeit notwendigen Fähigkeiten, Kenntnisse 
und Erfahrungen und über die erforderlichen Bewilli-
gungen verfügen. Sie instruiert und überwacht die bei-
gezogenen Dritten sorgfältig. 
 

 Die Fondsleitung bleibt für die Erfüllung der auf-
sichtsrechtlichen Pflichten verantwortlich und wahrt 
bei der Übertragung von Aufgaben die Interessen 
der Anleger. Für Handlungen der Personen, denen 
die Fondsleitung Aufgaben übertragen hat, haftet 
sie wie für eigenes Handeln. 
 
Die Anlageentscheide dürfen nur an Vermögensver-
walter übertragen werden, die über die erforderliche 
Bewilligung verfügen. 
. 
4. Die Fondsleitung kann mit Zustimmung der De-
potbank eine Änderung dieses Fondsvertrages bei 
der Aufsichtsbehörde zur Genehmigung einreichen 
(siehe § 26). 
 
5. Die Fondsleitung kann den Immobilienfonds 
mit anderen Immobilienfonds gemäss den Bestim-
mungen von § 24 vereinigen oder gemäss den 
Bestimmungen von § 25 auflösen. 
 
6. Die Fondsleitung hat Anspruch auf die in den 
§§ 18 und 19 vorgesehenen Vergütungen, auf Be-
freiung von den Verbindlichkeiten, die sie in richtiger 
Erfüllung ihrer Aufgaben eingegangen ist, und auf 
Ersatz der Aufwendungen, die sie zur Erfüllung die-
ser Verbindlichkeiten gemacht hat. 

 
7. Die Fondsleitung haftet dem Anleger dafür, 
dass die Immobiliengesellschaften, die zum Immobi-
lienfonds gehören, die Vorschriften des KAG und 
des Fondsvertrags einhalten. 
 
8. Die Fondsleitung sowie deren Beauftragte und 
die ihnen nahestehenden natürlichen und juristi-
schen Personen dürfen vom Immobilienfonds keine 
Immobilienwerte übernehmen oder ihm abtreten. 
 
Die Aufsichtsbehörde kann in begründeten Einzel-
fällen Ausnahmen vom Verbot von Geschäften mit 
nahestehenden Personen bewilligen, wenn die Aus-
nahme im Interesse der Anleger ist und zusätzlich 
zur Schätzung der ständigen Schätzungsexperten 
des Immobilienfonds ein von diesen beziehungs-
weise deren Arbeitgeber und von der Fondsleitung 
sowie der Depotbank des Immobilienfonds unab-
hängiger Schätzungsexperte die Marktkonformität 
des Kaufs- und Verkaufspreises des Immobilienwer-
tes sowie der Transaktionskosten bestätigt. 
 
Nach Abschluss der Transaktion erstellt die Fonds-
leitung einen Bericht mit Angaben zu den einzelnen 
übernommenen oder übertragenen Immobilienwer-
ten und deren Wert am Stichtag der Übernahme 
oder Abtretung, mit dem Schätzungsbericht der 
ständigen Schätzungsexperten sowie dem Bericht 
über die Marktkonformität des Kaufs- oder Ver-
kaufspreises des unabhängigen Schätzungsexper-
ten im Sinne von Art. 32a Abs. 1 Bst. c KKV. 
 
Die Prüfgesellschaft bestätigt im Rahmen ihrer Prü-
fung der Fondsleitung die Einhaltung der besonde-
ren Treuepflicht bei Immobilienanlagen. 
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Die Fondsleitung erwähnt im Jahresbericht des Immo-
bilienfonds die bewilligten Geschäfte mit nahestehen-
den Personen. 
 
§ 4 Die Depotbank 
 
1. Die Depotbank bewahrt das Fondsvermögen auf, 
insbesondere die unbelehnten Schuldbriefe sowie die 
Aktien der Immobiliengesellschaften. Sie besorgt die 
Ausgabe und Rücknahme der Fondsanteile sowie den 
Zahlungsverkehr für den Immobilienfonds. Für die lau-
fende Verwaltung von Immobilienwerten kann sie 
Konten von Dritten führen lassen. 
 
2. Die Depotbank gewährleistet, dass ihr bei Ge-
schäften, die sich auf das Vermögen des Immobilien-
fonds beziehen, der Gegenwert innert der üblichen 
Fristen übertragen wird. Sie benachrichtigt die Fonds-
leitung, falls der Gegenwert nicht innert der üblichen 
Frist erstattet wird, und fordert von der Gegenpartei 
Ersatz für den betroffenen Vermögenswert, sofern 
dies möglich ist. 
 
3. Die Depotbank führt die erforderlichen Aufzeich-
nungen und Konten so, dass sie jederzeit die verwahr-
ten Vermögensgegenstände der einzelnen Anlage-
fonds voneinander unterscheiden kann. 
 
Die Depotbank prüft bei Vermögensgegenständen, die 
nicht in Verwahrung genommen werden können, das 
Eigentum der Fondsleitung und führt darüber Auf-
zeichnungen. 
 
4. Die Depotbank und ihre Beauftragten unterliegen 
der Treue-, Sorgfalts- und Informationspflicht. Sie han-
deln unabhängig und wahren ausschliesslich die Inte-
ressen der Anleger. Sie treffen die organisatorischen 
Massnahmen, die für eine einwandfreie Geschäftsfüh-
rung erforderlich sind. Sie legen Rechenschaft ab 
über die von ihnen aufbewahrten kollektiven Kapital-
anlagen und informieren über sämtliche den Anlegern 
direkt oder indirekt belasteten Gebühren und Kosten 
sowie ; über von Dritten zugeflossene Entschädigun-
gen, insbesondere Provisionen, Rabatte oder sonstige 
vermögenswerte Vorteile. 
 
 
5. Die Depotbank kann Dritt- und Zentralverwahrer 
im In- oder Ausland mit der Aufbewahrung des Fonds-
vermögens beauftragen, soweit dies im Interesse ei-
ner sachgerechten Verwahrung liegt. Sie prüft und 
überwacht, ob der von ihr beauftragte Dritt- oder Zent-
ralverwahrer:  
 

a) über eine angemessene Betriebsorganisa-
tion, finanzielle Garantien und die fachlichen 
Qualifikationen verfügt, die für die Art und 
die Komplexität der Vermögensgegen-
stände, die ihm anvertraut wurden, erforder-
lich sind; 

 
b) einer regelmässigen externen Prüfung un-

terzogen und damit sichergestellt wird, dass 

sich die Finanzinstrumente in seinem Be-
sitz befinden; 

 
c) die von der Depotbank erhaltenen Vermö-

gensgegenstände so verwahrt, dass sie 
von der Depotbank durch regelmässige 
Bestandesabgleiche zu jeder Zeit eindeu-
tig als zum Fondsvermögen gehörend 
identifiziert werden können; 

 
d) die für die Depotbank geltenden Vorschrif-

ten hinsichtlich der Wahrnehmung ihrer 
delegierten Aufgaben und der Vermei-
dung von Interessenkonflikten einhält. 

 
Die Depotbank haftet für den durch den Beauftrag-
ten verursachten Schaden, sofern sie nicht nach-
weisen kann, dass sie bei der Auswahl, Instruktion 
und Überwachung die nach den Umständen gebo-
tene Sorgfalt angewendet hat. Der Prospekt enthält 
Ausführungen zu den mit der Übertragung der Auf-
bewahrung auf Dritt- und Zentralverwahrer verbun-
denen Risiken. 
 
Für Finanzinstrumente darf die Übertragung im 
Sinne des vorstehenden Absatzes nur an beaufsich-
tigte Dritt- oder Zentralverwahrer erfolgen. Davon 
ausgenommen ist die zwingende Verwahrung an ei-
nem Ort, an dem die Übertragung an beaufsichtigte 
Dritt- oder Zentralverwahrer nicht möglich ist, wie 
insbesondere aufgrund zwingender Rechtsvorschrif-
ten oder der Modalitäten des Anlageprodukts. Die 
Anleger sind im Prospekt über die Aufbewahrung 
durch nicht beaufsichtigte Dritt- oder Zentralverwah-
rer zu informieren. 
 
6. Die Depotbank sorgt dafür, dass die Fondslei-
tung das Gesetz und den Fondsvertrag beachtet. 
Sie prüft, ob die Berechnung des Nettoinventarwer-
tes und der Ausgabe- und Rücknahmepreise der 
Anteile sowie die Anlageentscheide Gesetz und 
Fondsvertrag entsprechen und ob der Erfolg nach 
Massgabe des Fondsvertrags verwendet wird. Für 
die Auswahl der Anlagen, welche die Fondsleitung 
im Rahmen der Anlagevorschriften trifft, ist die De-
potbank nicht verantwortlich. 
 
7. Die Depotbank hat Anspruch auf die in den §§ 
18 und 19 vorgesehenen Vergütungen, auf Befrei-
ung von den Verbindlichkeiten, die sie in richtiger 
Erfüllung ihrer Aufgaben eingegangen ist, und auf 
Ersatz der Aufwendungen, die sie zur Erfüllung die-
ser Verbindlichkeiten gemacht hat. 
 
8. Die Depotbank sowie deren Beauftragte und 
die ihnen nahestehenden natürlichen und juristi-
schen Personen dürfen vom Immobilienfonds keine 
Immobilienwerte übernehmen oder ihm abtreten. 
 
Die Aufsichtsbehörde kann in begründeten Einzel-
fällen Ausnahmen vom Verbot von Geschäften mit 
nahestehenden Personen bewilligen, wenn die Aus-
nahme im Interesse der Anleger ist und zusätzlich 
zur Schätzung der ständigen Schätzungsexperten 
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des Immobilienfonds ein von diesen beziehungsweise 
deren Arbeitgeber und von der Fondsleitung sowie der 
Depotbank des Immobilienfonds unabhängiger Schät-
zungsexperte die Marktkonformität des Kaufs- und 
Verkaufspreises des Immobilienwertes sowie der 
Transaktionskosten bestätigt. 
 
Die Prüfgesellschaft bestätigt im Rahmen ihrer Prü-
fung der Fondsleitung die Einhaltung der besonderen 
Treuepflicht bei Immobilienanlagen. 
 
§ 5 Die Anleger 
 
1. Der Kreis der Anleger ist nicht beschränkt. 
 
2. Die Anleger erwerben mit Vertragsabschluss und 
der Einzahlung in bar eine Forderung gegen die 
Fondsleitung auf Beteiligung am Vermögen und am 
Ertrag des Immobilienfonds. Die Forderung der Anle-
ger ist in Anteilen begründet. 
 
3. Die Anleger sind nur zur Einzahlung des von 
ihnen gezeichneten Anteils in den Immobilienfonds 
verpflichtet. Ihre persönliche Haftung für Verbindlich-
keiten des Immobilienfonds ist ausgeschlossen. 
 
4. Die Anleger erhalten bei der Fondsleitung jeder-
zeit Auskunft über die Grundlagen für die Berechnung 
des Nettoinventarwertes pro Anteil. Machen die Anle-
ger ein Interesse an näheren Angaben über einzelne 
Geschäfte der Fondsleitung wie die Ausübung von 
Mitgliedschafts- und Gläubigerrechten oder über das 
Riskmanagement geltend, so erteilt ihnen die Fonds-
leitung auch darüber jederzeit Auskunft. Die Anleger 
können beim Gericht am Sitz der Fondsleitung verlan-
gen, dass die Prüfgesellschaft oder eine andere sach-
verständige Person den abklärungsbedürftigen Sach-
verhalt untersucht und ihnen darüber Bericht erstattet. 
 
5. Die Anleger sind verpflichtet, der Fondsleitung 
und/oder der Depotbank und ihren Beauftragten ge-
genüber auf Verlangen nachzuweisen, dass sie die 
gesetzlichen oder fondsvertraglichen Voraussetzun-
gen für die Beteiligung am Immobilienfonds erfüllen 
bzw. nach wie vor erfüllen. Überdies sind sie verpflich-
tet, die Fondsleitung, die Depotbank und deren Beauf-
tragte umgehend zu informieren, sobald sie diese Vo-
raussetzungen nicht mehr erfüllen. 
 
6. Die Anleger können den Fondsvertrag jeweils auf 
das Ende eines Rechnungsjahres unter Einhaltung ei-
ner Kündigungsfrist von 12 Monaten kündigen und die 
Auszahlung ihres Anteils am Immobilienfonds in bar 
verlangen. 
Die Fondsleitung kann unter bestimmten Bedingungen 
die während eines Rechnungsjahrs gekündigten An-
teile nach Abschluss desselben vorzeitig zurückzahlen 
(vgl. § 17 Ziff. 2). 
Die ordentliche wie auch die vorzeitige Rückzahlung 
erfolgen innerhalb von zwei Monaten nach Abschluss 
des Rechnungsjahres. 
 
7. Die Anteile eines Anlegers müssen durch die 
Fondsleitung in Zusammenarbeit mit der Depotbank 

zum jeweiligen Rücknahmepreis zwangsweise zu-
rückgenommen werden, wenn: 
 
a) dies zur Wahrung des Rufes des Finanzplatzes, 

namentlich zur Bekämpfung der Geldwäscherei, 
erforderlich ist; 

b) der Anleger die gesetzlichen oder vertraglichen 
Voraussetzungen zur Teilnahme an diesem Im-
mobilienfonds nicht mehr erfüllt. 

 
8. Zusätzlich können die Anteile eines Anlegers 
durch die Fondsleitung in Zusammenarbeit mit der 
Depotbank zum jeweiligen Rücknahmepreis 
zwangsweise zurückgenommen werden, wenn: 
 
a) die Beteiligung des Anlegers am Immobilien-

fonds geeignet ist, die wirtschaftlichen Interes-
sen der übrigen Anleger massgeblich zu beein-
trächtigen, insbesondere wenn die Beteiligung 
steuerliche Nachteile für den Immobilienfonds im 
In- oder Ausland zeitigen kann; 

b) Anleger ihre Anteile in Verletzung von Bestim-
mungen eines auf sie anwendbaren in- oder 
ausländischen Gesetzes, dieses Fondsvertrags 
oder des Prospekts erworben haben oder hal-
ten. 

 
§ 6 Anteile und Anteilsklassen 
 
1. Der Immobilienfonds ist nicht in Anteilsklassen 
unterteilt.  
 
2. Die Anteile werden nicht verbrieft, sondern 
buchmässig geführt. Der Anleger ist nicht berech-
tigt, die Aushändigung eines Anteilscheines zu ver-
langen.  
 

III. RICHTLINIEN DER ANLAGEPOLITIK 
 

A. Anlagegrundsätze 
 
§ 7 Einhaltung der Anlagevorschriften 
 
1. Bei der Auswahl der einzelnen Anlagen und zur 
Umsetzung der Anlagepolitik gemäss § 8 beachtet 
die Fondsleitung im Sinne einer ausgewogenen Ri-
sikoverteilung die nachfolgend aufgeführten 
Grundsätze und prozentualen Beschränkungen. 
Diese beziehen sich auf das Fondsvermögen zu 
Verkehrswerten und sind ständig einzuhalten.  
 
2. Werden die Beschränkungen durch Marktver-
änderungen überschritten, so müssen die Anlagen 
unter Wahrung der Interessen der Anleger innerhalb 
einer angemessenen Frist auf das zulässige Mass 
zurückgeführt werden.  
 
§ 8 Anlagepolitik 
 
1. Die Fondsleitung investiert das Vermögen die-
ses Immobilienfonds in Immobilienwerte in der gan-
zen Schweiz. Der Good Buildings Swiss Real Estate 
Fund hält die Immobilien im direkten Grundbesitz.  
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2. Als Anlagen dieses Immobilienfonds sind zuge-
lassen: 
 
a) Grundstücke einschliesslich Zugehör. 

Als Grundstücke gelten: 
- Wohnbauten im Sinne von Liegenschaften, 

welche zu Wohnzwecken dienen 
- Kommerziell genutzte Liegenschaften 
- Bauten mit gemischter Nutzung 
- Stockwerkeigentum 
- Bauland (inkl. Abbruchobjekte) und angefan-

gene Bauten; unbebaute Grundstücke müssen 
erschlossen und für eine umgehende Überbau-
ung geeignet sein sowie über eine rechtskräf-
tige Baubewilligung für deren Überbauung ver-
fügen. Mit der Ausführung der Bauarbeiten 
muss vor Ablauf der Gültigkeitsdauer der je-
weiligen Baubewilligung begonnen werden 
können. 

- Baurechtsgrundstücke (inkl. Bauten und Baudi-
enstbarkeiten) 

Gewöhnliches Miteigentum an Grundstücken ist 
zulässig, sofern die Fondsleitung einen beherr-
schenden Einfluss ausüben kann, d.h. wenn sie 
über die Mehrheit der Miteigentumsanteile und 
Stimmen verfügt. 

b) Anteile an andern Immobilienfonds (einschliesslich 
Real Estate Investment Trusts) sowie Immobili-
eninvestmentgesellschaften und -zertifikate, die an 
einer Börse oder an einem anderen geregelten, 
dem Publikum offen stehenden Markt gehandelt 
werden. 

c) Schuldbriefe oder andere vertragliche Grund-
pfandrechte. 

 
Die Grundstücke werden im Grundbuch auf den Na-
men der Fondsleitung eingetragen, unter Anmerkung 
der Zugehörigkeit zum Immobilienfonds. 
 
3. Die Fondsleitung darf für Rechnung des Fonds 
Bauten erstellen lassen. Sie darf in diesem Fall für die 
Zeit der Vorbereitung, des Baus oder der Gebäudesa-
nierung der Ertragsrechnung des Immobilienfonds für 
Bauland und angefangene Bauten einen Bauzins zum 
marktüblichen Satz gutschreiben, sofern dadurch die 
Kosten den geschätzten Verkehrswert nicht überstei-
gen. 
 
4. Die Fondsleitung darf unter Vorbehalt von § 19 
Anteile an Zielfonds erwerben, die unmittelbar oder 
mittelbar von ihr selbst oder von einer Gesellschaft 
verwaltet werden, mit der sie durch gemeinsame Ver-
waltung oder Beherrschung oder durch eine direkte 
oder indirekte Beteiligung von mehr als 10% des Kapi-
tals oder der Stimmen verbunden ist. 

 
5. Die Fondsleitung stellt ein angemessenes Liquidi-
tätsmanagement sicher. Die Einzelheiten werden im 
Prospekt offengelegt. 
 
 
 
 
 

§ 9 Sicherstellung der Verbindlichkeiten und 
kurzfristig verfügbare Mittel 

 
1. Die Fondsleitung muss zur Sicherstellung der 
Verbindlichkeiten einen angemessenen Teil des 
Fondsvermögens in kurzfristigen festverzinslichen 
Effekten oder in kurzfristig verfügbaren Mitteln hal-
ten. Sie darf diese Effekten und Mittel in der Rech-
nungseinheit des Immobilienfonds sowie in anderen 
Währungen, auf welche die Verbindlichkeiten lau-
ten, halten. 
 
2. Als Verbindlichkeiten gelten aufgenommene 
Kredite, Verpflichtungen aus dem Geschäftsgang 
sowie sämtliche Verpflichtungen aus gekündigten 
Anteilen. 
 
3. Als kurzfristig festverzinsliche Effekten gelten 
Forderungsrechte mit einer Laufzeit oder Restlauf-
zeit bis zu 12 Monaten. 
 
4. Als kurzfristig verfügbare Mittel gelten Kasse 
und Bankguthaben auf Sicht und Zeit mit Laufzeiten 
bis zu 12 Monaten sowie fest zugesagte Kreditlimi-
ten einer Bank bis zu 10% des Nettofondsvermö-
gens. Die Kreditlimiten sind der Höchstgrenze der 
zulässigen Verpfändung nach § 14 Ziff. 2 anzurech-
nen. 
 
5. Zur Sicherstellung von bevorstehenden Bauvor-
haben können festverzinsliche Effekten mit einer 
Laufzeit oder Restlaufzeit von bis zu 24 Monaten 
gehalten werden. 
 
 

B. Anlagetechniken und –instrumente 
 
§ 10 Effektenleihe 
 
Die Fondsleitung tätigt keine Effektenleihe-Ge-
schäfte. 
 
§ 11 Pensionsgeschäfte 
 
Die Fondsleitung tätigt keine Pensionsgeschäfte. 
 
§ 12 Derivate 
 
Die Fondsleitung setzt keine Derivate ein.  
 
§ 13 Aufnahme und Gewährung von Krediten 
 
Die Fondsleitung darf für Rechnung des Immobilien-
fonds keine Kredite gewähren, mit Ausnahme von 
Forderungen gegen Immobiliengesellschaften des 
Immobilienfonds, Schuldbriefen oder anderen ver-
traglichen Grundpfandrechte. 
 
Die Fondsleitung darf für Rechnung des Immobilien-
fonds Kredite aufnehmen. 
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§ 14 Belastung der Grundstücke 
 
1. Die Fondsleitung darf Grundstücke verpfänden 
und die Pfandrechte zur Sicherung übereignen. 
 
2. Die Belastung aller Grundstücke darf jedoch im 
Durchschnitt ein Drittel des Verkehrswertes nicht 
übersteigen.  

 
Zur Wahrung der Liquidität kann die Belastung vo-
rübergehend und ausnahmsweise auf die Hälfte des 
Verkehrswertes erhöht werden, sofern die Interessen 
der Anleger gewahrt bleiben. In diesem Fall hat die 
Prüfgesellschaft im Rahmen der Prüfung des Immobi-
lienfonds zu den Voraussetzungen gemäss Art. 96 
Abs. 1bis KKV Stellung zu nehmen.   
 

 
C. Anlagebeschränkungen 
 
§ 15 Risikoverteilung und deren Beschränkungen 
 
1. Die Anlagen sind nach Objekten, deren Nut-
zungsart, Alter, Bausubstanz und Lage zu verteilen. 
 
2. Die Anlagen sind auf mindestens zehn Grundstü-
cke zu verteilen. Siedlungen, die nach den gleichen 
baulichen Grundsätzen erstellt worden sind, sowie an-
einander grenzende Parzellen gelten als ein einziges 
Grundstück. 
 
3. Der Verkehrswert eines Grundstücks darf nicht 
mehr als 25% des Fondsvermögens betragen. 
 
4. Im Weiteren beachtet die Fondsleitung bei der 
Verfolgung der Anlagepolitik gemäss § 8 folgende An-
lagebeschränkungen bezogen auf das Fondsvermö-
gen: 
a) Bauland, einschliesslich Abbruchobjekte, und an-

gefangene Bauten bis höchstens 30%. 
b) Baurechtsgrundstücke bis höchstens 30%. 
c) Schuldbriefe und andere vertragliche Grundpfand-

rechte bis höchstens 10%. 
d) Anteile an anderen Immobilienfonds und Immobili-

eninvestmentgesellschaften bis höchsten 25%. 
e) Die Anlagen nach Buchstaben a und b vorstehend 

zusammen bis höchstens 40%. 
 
 

IV. BERECHNUNG DES NETTOINVENTARWERTES 

SOWIE AUSGABE UND RÜCKNAHME VON AN-

TEILEN UND SCHÄTZUNGSEXPERTEN 
 
§ 16 Berechnung des Nettoinventarwertes und 

Beizug von Schätzungsexperten 
 
1. Der Nettoinventarwert des Immobilienfonds wird 
zum Verkehrswert auf Ende des Rechnungsjahres so-
wie bei jeder Ausgabe von Anteilen, in Schweizer 
Franken berechnet.  
 
2. Die Fondsleitung lässt auf den Abschluss jedes 
Rechnungsjahrs sowie bei der Ausgabe von Anteilen 
den Verkehrswert der zum Immobilienfonds 

gehörenden Grundstücke durch unabhängige 
Schätzungsexperten überprüfen. Dazu beauftragt 
die Fondsleitung mit Genehmigung der Aufsichtsbe-
hörde mindestens zwei natürliche oder eine juristi-
sche Person als unabhängige Schätzungsexperten. 
Die Besichtigung der Grundstücke durch die Schät-
zungsexperten ist mindestens alle drei Jahre zu 
wiederholen. Bei Erwerb/Veräusserung von Grund-
stücken lässt die Fondsleitung die Grundstücke vor-
gängig schätzen. Bei Veräusserungen ist eine neue 
Schätzung nicht nötig, sofern die bestehende Schät-
zung nicht älter als 3 Monate ist und sich die Ver-
hältnisse nicht wesentlich geändert haben. 
 
3. An einer Börse oder an einem anderen geregel-
ten, dem Publikum offenstehenden Markt gehan-
delte Anlagen sind mit den am Hauptmarkt bezahl-
ten aktuellen Kursen zu bewerten. Andere Anlagen 
oder Anlagen, für die keine aktuellen Kurse verfüg-
bar sind, sind mit dem Preis zu bewerten, der bei 
sorgfältigem Verkauf im Zeitpunkt der Schätzung 
wahrscheinlich erzielt würde. Die Fondsleitung wen-
det in diesem Fall zur Ermittlung des Verkehrswer-
tes angemessene und in der Praxis anerkannte Be-
wertungsmodelle und -grundsätze an. 
 
4. Offene kollektive Kapitalanlagen werden mit ih-
rem Rücknahmepreis bzw. Nettoinventarwert be-
wertet. Werden sie regelmässig an einer Börse oder 
an einem anderen geregelten, dem Publikum offen-
stehenden Markt gehandelt, so kann die Fondslei-
tung diese gemäss Ziff. 3 bewerten. 
 
5. Der Wert von kurzfristigen festverzinslichen Ef-
fekten, welche nicht an einer Börse oder an einem 
anderen geregelten, dem Publikum offen stehenden 
Markt gehandelt werden, wird wie folgt bestimmt: 
Der Bewertungspreis solcher Anlagen wird, ausge-
hend vom Nettoerwerbspreis, unter Konstanthaltung 
der daraus berechneten Anlagerendite, sukzessiv 
dem Rückzahlungspreis angeglichen. Bei wesentli-
chen Änderungen der Marktbedingungen wird die 
Bewertungsgrundlage der einzelnen Anlagen der 
neuen Marktrendite angepasst. Dabei wird bei feh-
lendem aktuellem Marktpreis in der Regel auf die 
Bewertung von Geldmarktinstrumenten mit gleichen 
Merkmalen (Qualität und Sitz des Emittenten, Aus-
gabewährung, Laufzeit) abgestellt. 
 
6. Bankguthaben werden mit ihrem Forderungs-
betrag plus aufgelaufene Zinsen bewertet. Bei we-
sentlichen Änderungen der Marktbedingungen oder 
der Bonität wird die Bewertungsgrundlage für Bank-
guthaben auf Zeit den neuen Verhältnissen ange-
passt. 
 
7. Die Bewertung der Grundstücke für den Immo-
bilienfonds erfolgt nach der aktuellen Asset Ma-
nagement Association Switzerland Richtlinie für die 
Immobilienfonds. 
 
8. Die Bewertung von Bauland und angefangenen 
Bauten erfolgt nach dem Verkehrswertprinzip. Die 
Fondsleitung lässt die angefangenen Bauten, 
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welche zu Verkehrswerten aufgeführt werden, auf den 
Abschluss des Rechnungsjahres schätzen. 
 
9. Der Nettoinventarwert eines Anteils ergibt sich 
aus dem Verkehrswert des Fondsvermögens, vermin-
dert um allfällige Verbindlichkeiten des Immobilien-
fonds sowie um die bei einer allfälligen Liquidation des 
Immobilienfonds wahrscheinlich anfallenden Steuern, 
dividiert durch die Anzahl der im Umlauf befindlichen 
Anteile. Er wird auf zwei Stellen nach dem Komma ge-
rundet.  
 
§ 17 Ausgabe und Rücknahme von Anteilen so-

wie Handel 
 
1. Die Ausgabe von Anteilen ist jederzeit möglich, 
doch darf sie nur tranchenweise erfolgen. Die Fonds-
leitung bietet neue Anteile zuerst den bisherigen Anle-
gern an. 
 
2. Die Rücknahme von Anteilen erfolgt in Überein-
stimmung mit § 5 Ziff. 5. Die Fondsleitung kann die 
während eines Rechnungsjahrs gekündigten Anteile 
nach Abschluss desselben vorzeitig zurückzahlen, 
wenn: 
 
a) der Anleger dies bei der Kündigung schriftlich ver-

langt; 
b) sämtliche Anleger, die eine vorzeitige Rückzah-

lung gewünscht haben, befriedigt werden können. 
 
Ferner stellt die Fondsleitung über eine Bank oder ei-
nen Effektenhändler einen regelmässigen börslichen 
oder ausserbörslichen Handel der Immobilienfondsan-
teile sicher. Der Prospekt regelt die Einzelheiten. 
 
3. Der Ausgabe- und Rücknahmepreis der Anteile 
basiert auf dem gemäss § 16 berechneten Nettoinven-
tarwert je Anteil. Bei der Ausgabe und Rücknahme 
von Anteilen kann zum Nettoinventarwert eine Ausga-
bekommission gemäss § 18 zugeschlagen resp. eine 
Rücknahmekommission gemäss § 18 vom Nettoin-
ventarwert abgezogen werden. 
Die Nebenkosten für den An- und Verkauf der Anla-
gen (Handänderungssteuern, Notariatskosten, Gebüh-
ren, marktkonforme Courtagen, Abgaben usw.), die 
dem Immobilienfonds aus der Anlage des einbezahl-
ten Betrages bzw. aus dem Verkauf eines dem gekün-
digten Anteil entsprechenden Teils der Anlagen er-
wachsen, werden dem Fondsvermögen belastet. 
 
4. Die Fondsleitung kann die Ausgabe der Anteile 
jederzeit einstellen sowie Anträge auf Zeichnung oder 
Umtausch von Anteilen zurückweisen. 
 
5. Die Fondsleitung kann im Interesse der Gesamt-
heit der Anleger die Rückzahlung der Anteile vorüber-
gehend und ausnahmsweise aufschieben, wenn: 
 
a) ein Markt, welcher Grundlage für die Bewertung 

eines wesentlichen Teils des Fondsvermögens bil-
det, geschlossen ist oder wenn der Handel an ei-
nem solchen Markt beschränkt oder ausgesetzt 
ist; 

b) ein politischer, wirtschaftlicher, militärischer, mo-
netärer oder anderer Notfall vorliegt; 

c) wegen Beschränkungen des Devisenverkehrs 
oder Beschränkungen sonstiger Übertragungen 
von Vermögenswerten Geschäfte für den Immo-
bilienfonds undurchführbar werden; 

d) zahlreiche Anteile gekündigt werden und 
dadurch die Interessen der übrigen Anleger we-
sentlich beeinträchtigt werden können. 

 
6. Die Fondsleitung teilt den Entscheid über den 
Aufschub unverzüglich der Prüfgesellschaft, der 
Aufsichtsbehörde sowie in angemessener Weise 
den Anlegern mit. 
 
7. Solange die Rückzahlung der Anteile aus den 
unter Ziff. 5 Bst. a bis c genannten Gründen aufge-
schoben ist, findet keine Ausgabe von Anteilen statt. 
 

V. VERGÜTUNGEN UND NEBENKOSTEN 
 
§ 18 Vergütungen und Nebenkosten zulasten 

der Anleger 
 
1. Bei der Ausgabe von Anteilen kann dem Anle-
ger eine Ausgabekommission zugunsten der Fonds-
leitung, der Depotbank und/oder von Vertreibern im 
In- und Ausland von zusammen höchstens 4,0% 
des Nettoinventarwertes belastet werden. Der zur 
Zeit massgebliche Höchstsatz ist aus dem Prospekt 
ersichtlich. 
 
2. Bei der Rücknahme von Anteilen kann dem An-
leger eine Rücknahmekommission zugunsten der 
Fondsleitung, der Depotbank und/oder von Vertrei-
bern im In- und Ausland von zusammen höchstens 
4,0% des Nettoinventarwerts belastet werden. Der 
zur Zeit massgebliche Höchstsatz ist aus dem Pros-
pekt ersichtlich. 
 
 
§ 19 Vergütungen und Nebenkosten zulasten 

des Fondsvermögens 
 
1. Für die Leitung des Immobilienfonds und der 
Immobiliengesellschaften, die Vermögensverwal-
tung, die Vertriebstätigkeit in Bezug auf den Immo-
bilienfonds stellt die Fondsleitung zulasten des Im-
mobilienfonds sowie für alle Aufgaben der Depot-
bank wie für die Aufbewahrung des Fondsvermö-
gens, die Besorgung des Zahlungsverkehrs des Im-
mobilienfonds und die sonstigen in § 4 aufgeführten 
Aufgaben eine Pauschalkommission von jährlich 
maximal 0,80% des Gesamtfondsvermögens in 
Rechnung, die pro rata temporis bei jeder Berech-
nung des Nettoinventarwertes dem Fondsvermögen 
belastet und jeweils vierteljährlich ausbezahlt wird 
(Verwaltungskommission, inkl. Vertriebskommis-
sion). 
Der effektiv angewandte Satz der pauschalen Ver-
waltungskommission ist jeweils aus dem Jahres- 
und Halbjahresbericht ersichtlich. 
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2. Nicht in der pauschalen Verwaltungskommission 
sind jedoch die folgenden Vergütungen und Neben-
kosten, welche zusätzlich dem Fondsvermögen belas-
tet werden: 
a. Kosten für den An- und Verkauf von Anlagen, na-

mentlich marktübliche Courtagen, Kommissionen, 
Steuern und Abgaben, sowie Kosten für die Über-
prüfung und Aufrechterhaltung von Qualitätsstan-
dards bei physischen Anlagen; 

b. Abgaben der Aufsichtsbehörde für die Gründung, 
Änderung, Liquidation, Fusion oder Vereinigung 
des Immobilienfonds; 

c. Jahresgebühr der Aufsichtsbehörde; 
d. Honorare der Prüfgesellschaft für die jährliche Prü-

fung sowie für Bescheinigungen im Rahmen von 
Gründungen, Änderungen, Liquidation, Fusion 
oder Vereinigungen des Immobilienfonds; 

e. Honorare für Rechts- und Steuerberater im Zu-
sammenhang mit Gründungen, Änderungen, Liqui-
dation, Fusion oder Vereinigung des Immobilien-
fonds sowie der allgemeinen Wahrnehmung der 
Interessen des Immobilienfonds und seiner Anle-
ger; 

f. Kosten für die Publikation des Nettoinventarwertes 
des Immobilienfonds sowie sämtliche Kosten für 
Mitteilungen an die Anleger einschliesslich der 
Übersetzungskosten, welche nicht einem Fehlver-
halten der Fondsleitung zuzuschreiben sind; 

g. Kosten für den Druck juristischer Dokumente so-
wie Jahres- und Halbjahresberichte des Immobili-
enfonds; 

h. Kosten für eine allfällige Eintragung des Immobili-
enfonds bei einer ausländischen Aufsichtsbe-
hörde, namentlich von der ausländischen Auf-
sichtsbehörde erhobene Kommissionen, Überset-
zungskosten sowie die Entschädigung des Vertre-
ters oder der Zahlstelle im Ausland; 

i. Kosten im Zusammenhang mit der Ausübung von 
Stimmrechten oder Gläubigerrechten durch den 
Immobilienfonds, einschliesslich der Honorarkos-
ten für externe Berater; 

j. Kosten und Honorare im Zusammenhang mit im 
Namen des Immobilienfonds eingetragenem geis-
tigen Eigentum oder mit Nutzungsrechten des Im-
mobilienfonds; 

k. alle Kosten, die durch die Ergreifung ausseror-
dentlicher Schritte zur Wahrung der Anlegerinte-
ressen durch die Fondsleitung, den Vermögens-
verwalter oder die Depotbank verursacht werden. 

 
3. Zusätzlich haben Fondsleitung und Depotbank 
ausserdem Anspruch auf Ersatz der folgenden Ausla-
gen, die ihnen in Ausführung des Fondsvertrages ent-
standen sind: 
 
a. Kosten für den An- und Verkauf von Immobilienan-

lagen, namentlich marktübliche Vermittlungskom-
missionen, Berater- und Anwaltshonorare, Notar- 
und andere Gebühren sowie Steuern; 

b. marktübliche an Dritte bezahlte Courtagen im Zu-
sammenhang mit Erstvermietungen von Immobi-
lien; 

c. marktübliche Kosten für die Verwaltung der Lie-
genschaften durch Dritte; 

d. Liegenschaftsaufwand, insbesondere Unter-
halts- und Betriebskosten einschliesslich Versi-
cherungskosten, öffentlich-rechtliche Abgaben 
sowie Kosten für Service- und Infrastruktur-
dienstleistungen, sofern dieser marktüblich ist 
und nicht von Dritten getragen wird; 

e. Honorare der unabhängigen Schätzungsexper-
ten sowie allfälliger weiterer Experten für den In-
teressen der Anleger dienende Abklärungen; 

f. Beratungs- und Verfahrenskosten im Zusam-
menhang mit der allgemeinen Wahrnehmung 
der Interessen des Immobilienfonds und seiner 
Anleger. 

 
4. Die Fondsleitung kann für ihre eigenen Bemü-
hungen im Zusammenhang mit den folgenden Tä-
tigkeiten eine Kommission erheben, sofern die Tä-
tigkeit nicht von Dritten ausgeübt wird: 
 
a. Kauf und Verkauf von Grundstücken, bis zu ma-

ximal 3.00% des Kaufs- oder des Verkaufsprei-
ses; 

b. Erstellung von Bauten, bei Renovationen und 
Umbauten, bis zu maximal 3.00% der Baukos-
ten; 

 
5. Die Kosten, Gebühren und Steuern im Zusam-
menhang mit der Erstellung von Bauten, Sanierun-
gen und Umbauten (namentlich marktübliche Pla-
ner- und Architektenhonorare, Baubewilligungs- und 
Anschlussgebühren, Kosten für die Einräumung von 
Dienstbarkeiten etc.) werden direkt den Geste-
hungskosten der Immobilienanlagen zugeschlagen. 
 
6. Die Kosten nach Ziff. 2 Bst. a und Ziff. 3 Bst. a 
werden direkt dem Einstandswert zugeschlagen 
bzw. dem Verkaufswert abgezogen. 
 
7. Die Leistungen der Immobiliengesellschaften 
an die Mitglieder ihrer Verwaltung, die Geschäfts-
führung und das Personal sind auf die Vergütungen 
anzurechnen, auf welche die Fondsleitung nach § 
19 Anspruch hat. 
 
8. Die Fondsleitung und deren Beauftragte bezah-
len weder Retrozessionen zur Entschädigung der 
Vertriebstätigkeit von Fondsanteilen noch Rabatte, 
um die auf den Anleger entfallenden, dem Immobili-
enfonds belasteten Gebühren und Kosten zu redu-
zieren. 
 
9. Erwirbt die Fondsleitung Anteile anderer kollek-
tiver Kapitalanlagen, die unmittelbar oder mittelbar 
von ihr selbst oder von einer Gesellschaft verwaltet 
werden, mit der sie durch gemeinsame Verwaltung 
oder Beherrschung oder durch eine wesentliche di-
rekte oder indirekte Beteiligung verbunden ist ("ver-
bundene Zielfonds"), so darf sie allfällige Ausgabe- 
oder Rücknahmekommissionen der verbundenen 
Zielfonds nicht dem Immobilienfonds belasten. 
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VI. RECHENSCHAFTSABLAGE UND PRÜFUNG 
 
§ 20 Rechenschaftsablage 
 
1. Die Rechnungseinheit des Immobilienfonds ist 
der Schweizer Franken. 
 
2. Das Rechnungsjahr läuft jeweils vom 1. Januar 
bis 31. Dezember. 
 
3. Innerhalb von vier Monaten nach Abschluss des 
Rechnungsjahres veröffentlicht die Fondsleitung einen 
geprüften Jahresbericht des Immobilienfonds. 
 
4. Innerhalb von zwei Monaten nach Ablauf der ers-
ten Hälfte des Rechnungsjahres veröffentlicht die 
Fondsleitung einen Halbjahresbericht. 
 
5. Das Auskunftsrecht des Anlegers gemäss § 5 
Ziff. 4 bleibt vorbehalten. 
 
§ 21 Prüfung 
 
Die Prüfgesellschaft prüft, ob die Fondsleitung und die 
Depotbank die gesetzlichen und vertraglichen Vor-
schriften wie auch die allenfalls auf sie anwendbaren 
Standesregeln der Asset Management Association 
Switzerland eingehalten haben. Ein Kurzbericht der 
Prüfgesellschaft zur publizierten Jahresrechnung er-
scheint im Jahresbericht. 
 

VII. VERWENDUNG DES ERFOLGES UND AUS-

SCHÜTTUNGEN 
 
§ 22 Verwendung des Erfolges und Ausschüttun-

gen 
 
1. Der Nettoertrag des Immobilienfonds wird jährlich 
spätestens innerhalb von vier Monaten nach Ab-
schluss des Rechnungsjahres in der Rechnungsein-
heit in Schweizer Franken an die Anleger ausgeschüt-
tet. Die Fondsleitung kann zusätzlich Zwischenaus-
schüttungen aus den Erträgen vornehmen. 
 
Bis zu 30% des Nettoertrages können auf neue Rech-
nung vorgetragen werden.  Auf eine Ausschüttung 
kann verzichtet und der gesamte Nettoertrag kann auf 
neue Rechnung vorgetragen werden, wenn: 

a) der Nettoertrag des laufenden Geschäfts-
jahres und die vorgetragenen Erträge aus 
früheren Rechnungsjahren des Immobilien-
fonds weniger als 1% des Nettoinventarwer-
tes des Immobilienfonds beträgt, und 

b) der Nettoertrag des laufenden Geschäftsjahres und 
die vorgetragenen Erträge aus früheren Rechnungs-
jahren des Immobilienfonds weniger als eine Einheit 
der Rechnungseinheit des Immobilienfonds beträgt. 
 
2. Realisierte Kapitalgewinne aus der Veräusserung 
von Sachen und Rechten können von der Fondslei-
tung ausgeschüttet oder zur Wiederanlage zurückbe-
halten werden. 

 
 

VIII. PUBLIKATIONEN DES IMMOBILIENFONDS 
 
§ 23 Publikationen des Immobilienfonds 
 
1. Publikationsorgan des Immobilienfonds ist das 
im Prospekt genannte Printmedium oder elektroni-
sche Medium. Der Wechsel eines Publikationsor-
gans ist in den Publikationsorganen anzuzeigen. 
 
2. Im Publikationsorgan werden insbesondere Zu-
sammenfassungen wesentlicher Änderungen des 
Fondsvertrages unter Hinweis auf die Stellen, bei 
denen die Änderungen im Wortlaut kostenlos bezo-
gen werden können, der Wechsel der Fondsleitung 
und/oder der Depotbank, die Schaffung, Aufhebung 
oder Vereinigung von Anteilsklassen sowie die Li-
quidation des Immobilienfonds veröffentlicht. Ände-
rungen, die von Gesetzes wegen erforderlich sind, 
welche die Rechte der Anleger nicht berühren oder 
die ausschliesslich formeller Natur sind, können mit 
Zustimmung der Aufsichtsbehörde von der Publika-
tionspflicht ausgenommen werden. 
 
3. Die Fondsleitung publiziert die Ausgabe- und 
Rücknahmepreise bzw. den Nettoinventarwert mit 
dem Hinweis «exklusive Kommissionen» bei jeder 
Ausgabe und Rücknahme von Anteilen in den im 
Prospekt genannten Print- oder elektronischen Me-
dium. Die Preise werden mindestens einmal im Mo-
nat publiziert. Die Wochen und Wochentage, an de-
nen die Publikation stattfindet, werden im Prospekt 
festgelegt  
 
4. Der Prospekt mit integriertem Fondsvertrag, 
das Basisinformationsblatt sowie die jeweiligen Jah-
res- und Halbjahresberichte können bei der Fonds-
leitung, der Depotbank und bei allen Vertreibern 
kostenlos bezogen werden. 
 

IX. UMSTRUKTURIERUNG UND AUFLÖSUNG 
 

§ 24 Vereinigung 
 
1. Die Fondsleitung kann mit Zustimmung der De-
potbank Immobilienfonds vereinigen, indem sie auf 
den Zeitpunkt der Vereinigung die Vermögenswerte 
und Verbindlichkeiten des bzw. der zu übertragen-
den Immobilienfonds auf den übernehmenden Im-
mobilienfonds überträgt. Die Anleger des übertra-
genden Immobilienfonds erhalten Anteile am über-
nehmenden Immobilienfonds in entsprechender 
Höhe. Allfällige Fraktionen werden in bar ausbe-
zahlt. Auf den Zeitpunkt der Vereinigung wird der 
übertragende Immobilienfonds ohne Liquidation auf-
gelöst und der Fondsvertrag des übernehmenden 
Immobilienfonds gilt auch für den übertragenden Im-
mobilienfonds. 
 
2. Immobilienfonds können nur vereinigt werden, 
sofern: 
 
a) die entsprechenden Fondsverträge dies vorse-

hen; 
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b) sie von der gleichen Fondsleitung verwaltet wer-
den; 

c) die entsprechenden Fondsverträge bezüglich fol-
gender Bestimmungen grundsätzlich übereinstim-
men: 
a. die Anlagepolitik, die Anlagetechniken, die Ri-

sikoverteilung sowie die mit der Anlage verbun-
denen Risiken 

b. die Verwendung des Nettoertrages und der Ka-
pitalgewinne 

c. die Art, die Höhe und die Berechnung aller 
Vergütungen, die Ausgabe- und Rücknahme-
kommissionen sowie die Nebenkosten für den 
An- und Verkauf von Anlagen (Courtagen, Ge-
bühren, Abgaben), die dem Fondsvermögen 
oder den Anlegern belastet werden dürfen 

d. die Rücknahmebedingungen 
e. die Laufzeit des Vertrages und die Vorausset-

zungen der Auflösung; 
d) am gleichen Tag die Vermögen der beteiligten Im-

mobilienfonds bewertet, das Umtauschverhältnis 
berechnet und die Vermögenswerte und Verbind-
lichkeiten übernommen werden; 

e) weder den Immobilienfonds noch den Anlegern 
daraus Kosten erwachsen. 
Vorbehalten bleiben die Bestimmungen gemäss 
§19 Ziff. 4. 

 
3. Wenn die Vereinigung voraussichtlich mehr als 
einen Tag in Anspruch nimmt, kann die Aufsichtsbe-
hörde einen befristeten Aufschub der Rückzahlung 
der Anteile der beteiligten Immobilienfonds bewilligen. 
 
4. Die Fondsleitung legt mindestens einen Monat 
vor der geplanten Veröffentlichung die beabsichtigten 
Änderungen des Fondsvertrages sowie die beabsich-
tigte Vereinigung zusammen mit dem Vereinigungs-
plan der Aufsichtsbehörde zur Überprüfung vor. Der 
Vereinigungsplan enthält Angaben zu den Gründen 
der Vereinigung, zur Anlagepolitik der beteiligten Im-
mobilienfonds und den allfälligen Unterschieden zwi-
schen dem übernehmenden und dem übertragenden 
Immobilienfonds, zur Berechnung des Umtauschver-
hältnisses, zu allfälligen Unterschieden in den Vergü-
tungen, zu allfälligen Steuerfolgen für die Immobilien-
fonds sowie die Stellungnahme der zuständigen kol-
lektivanlagerechtlichen Prüfgesellschaft. 
 
5. Die Fondsleitung publiziert die beabsichtigten Än-
derungen des Fondsvertrages nach § 23 Ziff. 2 sowie 
die beabsichtigte Vereinigung und deren Zeitpunkt zu-
sammen mit dem Vereinigungsplan mindestens zwei 
Monate vor dem von ihr festgelegten Stichtag in den 
Publikationsorganen der beteiligten Immobilienfonds. 
Dabei weist sie die Anleger darauf hin, dass diese bei 
der Aufsichtsbehörde innert 30 Tagen nach der letzten 
Publikation bzw. Mitteilung Einwendungen gegen die 
beabsichtigten Änderungen des Fondsvertrages erhe-
ben oder die Rückzahlung ihrer Anteile verlangen kön-
nen. 
 
6. Die Prüfgesellschaft überprüft unmittelbar die ord-
nungsgemässe Durchführung der Vereinigung und 

äussert sich dazu in einem Bericht zuhanden der 
Fondsleitung und der Aufsichtsbehörde. 
 
7. Die Fondsleitung meldet der Aufsichtsbehörde 
den Abschluss der Vereinigung und publiziert den 
Vollzug der Vereinigung, die Bestätigung der Prüf-
gesellschaft zur ordnungsgemässen Durchführung 
sowie das Umtauschverhältnis ohne Verzug im Pub-
likationsorgan der beteiligten Immobilienfonds. 
 
8. Die Fondsleitung erwähnt die Vereinigung im 
nächsten Jahresbericht des übernehmenden Immo-
bilienfonds und im allfällig vorher zu erstellenden 
Halbjahresbericht. Für den übertragenden Immobili-
enfonds ist ein geprüfter Abschlussbericht zu erstel-
len, falls die Vereinigung nicht auf den ordentlichen 
Jahresabschluss fällt. 
 
§ 25 Laufzeit des Immobilienfonds und Auflö-

sung 
 
1. Der Immobilienfonds besteht auf unbestimmte 
Zeit. 
 
2. Die Fondsleitung oder die Depotbank können 
die Auflösung des Immobilienfonds durch Kündi-
gung des Fondsvertrages mit einer zweimonatigen 
Kündigungsfrist herbeiführen. 
 
3. Der Immobilienfonds kann durch Verfügung der 
Aufsichtsbehörde aufgelöst werden, insbesondere 
wenn er spätestens ein Jahr nach Ablauf der Zeich-
nungsfrist (Lancierung) oder einer längeren, durch 
die Aufsichtsbehörde auf Antrag der Depotbank und 
der Fondsleitung erstreckten Frist nicht über ein 
Nettovermögen von mindestens 5 Millionen Schwei-
zer Franken (oder Gegenwert) verfügt. 
 
4. Die Fondsleitung gibt der Aufsichtsbehörde die 
Auflösung unverzüglich bekannt und veröffentlicht 
sie im Publikationsorgan. 
 
5. Nach erfolgter Kündigung des Fondsvertrages 
darf die Fondsleitung den Immobilienfonds unver-
züglich liquidieren. Hat die Aufsichtsbehörde die 
Auflösung des Immobilienfonds verfügt, so muss 
dieser unverzüglich liquidiert werden. Die Auszah-
lung des Liquidationserlöses an die Anleger ist der 
Depotbank übertragen. Sollte die Liquidation län-
gere Zeit beanspruchen, kann der Erlös in Teilbeträ-
gen ausbezahlt werden. Vor der Schlusszahlung 
muss die Fondsleitung die Bewilligung der Auf-
sichtsbehörde einholen. 
 
 

X. ÄNDERUNG DES FONDSVERTRAGES 
 
§ 26 Änderung des Fondsvertrages 
 
Soll der vorliegende Fondsvertrag geändert werden, 
oder besteht die Absicht, die Fondsleitung oder die 
Depotbank zu wechseln, so hat der Anleger die 
Möglichkeit, bei der Aufsichtsbehörde innert 30 Ta-
gen seit der letzten entsprechenden Publikation 
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Einwendungen zu erheben. In der Publikation infor-
miert die Fondsleitung die Anleger darüber, auf wel-
che Fondsvertragsänderungen sich die Prüfung und 
die Feststellung der Gesetzeskonformität durch die 
FINMA erstrecken. Bei einer Änderung des Fondsver-
trages können die Anleger überdies unter Beachtung 
der vertraglichen Frist die Auszahlung ihrer Anteile in 
bar verlangen. Vorbehalten bleiben die Fälle gemäss 
§ 23 Ziff. 2, welche mit Zustimmung der Aufsichtsbe-
hörde von der Publikationspflicht ausgenommen sind. 
 

XI. ANWENDBARES RECHT UND GERICHTSSTAND 
 
§ 27 Anwendbares Recht und Gerichtsstand 
 
1. Der Immobilienfonds untersteht schweizerischem 
Recht, insbesondere dem Bundesgesetz über die kol-
lektiven Kapitalanlagen vom 23. Juni 2006, der Ver-
ordnung über die kollektiven Kapitalanlagen vom 22. 
November 2006 sowie der Verordnung der FINMA 
über die kollektiven Kapitalanlagen vom 27. August 
2014. 
Der Gerichtsstand ist der Sitz der Fondsleitung. 
 
2. Für die Auslegung des Fondsvertrages ist die 
deutsche Fassung massgebend. 
 
3. Der vorliegende Fondsvertrag tritt am  
19. August 2024 in Kraft. 
 
4. Der vorliegende Fondsvertrag ersetzt den Fonds-
vertrag vom 24. August 2022, welcher von der FINMA 
genehmigt wurde. 
 
5.  Bei der Genehmigung des Fondsvertrags prüft 
die FINMA ausschliesslich die Bestimmungen nach 
Art. 35a Abs. 1 Bst. a-g KKV und stellt deren Geset-
zeskonformität fest. 
 
Die Fondsleitung 
BERNINVEST AG, Bern 
 
Die Depotbank 
Bank J. Safra Sarasin AG, Basel 
 
 
 


